
67 3 0 3 

Landesgesetzblatt für Wien 
Jahrgang 1964 Ausgegeben am 21. Dezember 1964 16. Stück 

lllll. Gtset:t: Di<:nstr<dit der Beamten der Stadt Wien (2~. Novelle). 
SL ~: GerUWüpg. J!.nderung der 0.-.- zwischen dem 21. tmd 22. Bezirk. 
lll4. Verordnung: Zulassung des Raudisammlcn mit Metallrohr. 

21. 
Gesetz vom 31. Juli 1 %4, womit das 
Gesetz vom 22. September 1951, LGBI. für 
Wien Nr. 34, betrdfend das Dienstrecht der 
Beamten der Stadt Wien, abgeändert wird 

(24. Novelle). 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Organ ein Zusatzurlaub gewährt werden, doch 
darf der Urlaub hiedurch 32 Werktage ni<ht 
übenteigeri. 

(a) Versehrten Beamten kann ohne Rüd<Si<ht 
auf die in den Abs. 1 und 2 festgesetzten H&bst­
grenzen nadt Zulässigkeit des Dienstes vom zu­
ständigen Organ na<h dem Grad der Erwerbs­
minderung ein Zus2nurlaub im Ausmaß von 

1 
zwei bis sedu Werktagen gewährt werden. 

Abschnitt 1 , (4) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten eines Ur-
(!9. Anderung der Dienstordnung für die laubes ohne Bezüge, so vermind~;t si<h das ~us-

Beamten der Bundeshauptstadt Wien) maß des Erholungsurlaubes gemaß Abs. 1 bts 3 
in dem Verhältnis, das der Dauer des Urlaubes 

Die Dienstordnung fiir die Beamten der Bun- ohne Bezüge zum Kalenderjahr entspri<ht. Er­
deshauptstadt Wien (Gesetz vom 22. September geben sich hiebei fiir den verbleibenden Erho-
1 ~51, LGBI. für Wien Nr. 34, betreffend das lungsutlaub Teile von Werktagen, so sind diese 
D1enstre<ht der Beamten der Stadt Wien, in der auf ganze Werktage aufzurunden. 
Fassung der Kundma<hung der Landesregierung · h 1 1 b • d · 
vom 1. Dezember 1959, LGBI. für Wien Nr. 24,.1 el(•
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• LGBI. f~r \setzen und na<h Möglidikeit ungeteilt zu gewäh-
1en r. , vom . ovem er , . ur 1 Be _L d f-'J -'- "d d M · 

Wien Nr. l/1962, vom 23. März 1962, LGBI. für . ren. ~ swwe~ e "' ents..uet et er agi-
Wien Nr. 11, vom 14, Juni 1963, LGBL für Stratsdltektor CD,lfektor J.:,r Unternehmung) 
W. N 15 d. 31 J" 19„ LGBl na<h Beratung mlt der Personalvertretung. Ur-

1en r. , un vom . anner .,.., • '· b k" b' '0 A ·1 d f J f" Wi N 9) wird · Ch h de W . „u sreste onnen " zum , . pn es o gen-
ubr " •den r · in na "" en r "'" den Jahres verbrau<ht werden. 

• ge.n ert: k k gl" „ . äh' (•) Er ran t (verun U<><t) ein Beamter w • 
S 60 hat zu lauten: rend des Erholungsurlaubes, ohne dies vorsätzlich 
„(1) Der Erholungsurlaub beträgt bei einer Ge- oder grob fahrlässig hetbeigefiihrt zu haben, so 

samtdienstzeit bis zu 5 Jahren .... 18 Werktage,'\ werden auf Werktage fallende Tage der Erkran-
von mehr als 5 Jahren .......... 24 Werktage, . kung, an denen der Beamte durdi die Erkran-
von mehr als 15 Jahren .......... 30 Werktage. J kung dienstunfähig war, auf das Urlaubsausmaß 
Unter Gesamtdienstzeit ist die für die Vor- nidit angere<hnet, wenn die Erkrankung länger 
rückung angere<hnete Dienstzeit zu verstehen, als drei Kalendertage gedauert hat. Bei Erkran· 
die der Beamte im laufenden Kalenderjahr voll· kung im Ausland ist Satz 1 nur dann anzuwen­
stredct. Dem Beamten, der da:s 35. Lebensjahr he- den, wenn eine stationäre Behandlung in einer 
reits vollendet hat oder im laufenden Kalender- Krankenanstalt durchgeführt wurde. Erkrankt 
jahr vollendet, gebührt ein Erholungsurlaub von (verunglüd<t) ein Beamter, der während seines 
mindestens 24 Werktagen. Der Erholungsurlaub Erholungsurlaubes eine dem Zweck des Erho­
erhöht sich um sechs Werktage für Beamte, die Iungsurlaubes widerspredt~de Erwerbstätigkeit 
eine abges<hlossene Hochs<hulbildung aufweisen . ausübt, so findet Satz l keine Anwendung. 
und einen Dienstposten innehaben, für den die \ (7) Der Beamte ist verpili<htet, der zuständigen 
volle Ho<hschulbildung vorges<hrleben ist, do<h J Personaldienststelle über die Erkrankung unver­
darf der Urlaub hiedurch 30 Werktage nicht 1 züglidi Mitteilung zu madien. Kann der Beamte 
übersteigen. 1 aus Gründen, die nidit von ihm zu vertreten 

(2) Beamten, die na<h der Eigenart ihrer Tatig- sind, diese Mitteilung ni<ht unverzüglidi er­
keit einer besQnderen Gefährdung ihrer Gesund- statten, gilt die Bekanntgabe als re<htzeitig er· 
heit ausgesetzt sind, kann vom zuständigen statte~ wenn sie unmittelbar nadl Wegfall des 
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